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Antrag 299/II/2019

Beschluss
Annahmemit Änderungen

Keine Zusammenarbeit mit rechtspopulistischen, rechtsradikalen und neofaschistischen Parteien

Die SPD bekräftigt und erweitert den Beschluss, überall im Bundesgebiet auf allen Ebenen mit rechtspopulistischen,

rechtsradikalen und neofaschistischen Parteien in keinerWeise eine Zusammenarbeit anzustreben, einzugehen, zu tolerieren

oder zu ermöglichen. Es kann seitens der SPD keine Verständigung, Zusammenarbeit oder auch nur sachlichen Austauschmit

Faschist*innen geben.

 

Das umfasst auch

• Koalitionen, Zähl- oder Fraktionsgemeinschaften auf allen politischen Ebenen und in allen politischen Gremien

• die Wahl von Mandaten, Funktionen, Referent*innen, Dezernent*innen, Vorsitzenden von Ausschüssen und allen ande-

renWahlämtern - auchwenn diese qua Zahlverfahren oder Proporz von Vertreter*innen dieser Parteien zu besetzen sind

• die Bestellung von Vertreter*innen dieser Parteien in Gremien von Stiftungen, Aufsichtsräten, Trägerversammlungen,

Vorständen und ähnlichen Funktionen, wenn diese aus politischen Gremien besetzt werden, in Anstalten und Körper-

schaften des öffentlichen Rechts, sämtlichen Betrieben der öffentlichen Hand, in Sport, Kultur, Erziehung und allen an-

deren Bereichen

• die inhaltliche oder sachliche Unterstützung von Anträgen, die von Gruppierungen, Fraktionen oder Einzelpersonen die-

ser Parteien eingebracht werden

 

Überweisen an

Bundesparteitag 2021

1


